
Geld für die Familien der Opfer
Bundesregierung willAngehörige der Zivilisten entschädigen,

die beim Luftschlag von Kundus getötetwurden

Von Markus Decker

BERLIN. Die Bundesregierung will
die Angehörigen der zivilen Opfer
des Luftangriffs von Kundus fi-
nanziell entschädigen. Das teilte
ein Sprecher des Verteidigungs-
ministeriums amMontag inBerlin
mit. Der Anwalt der Opfer-Ange-
hörigen, Karim Popal, bestätigte
dies. „Ich habe heute ein Fax be-
kommen“, sagte er. „Darin steht,
dass dasMinisteriummit unsKon-
takt aufnehmen wird.“ Es werde
ohne Anerkennung einer Rechts-
pflicht angekündigt, „unbürokra-
tischund schnell“ zu helfen. Popal
wird in dem Schreiben gebeten,
sich mit eigenen Vorschlägen an
diesem Prozess zu beteiligen.

„2000 Euro reichen nicht‘1

Der Anwalt nannte es „positiv,
dass reagiert wurde“. Allerdings
forderte er eine langfristige Ent-
schädigung, die zumindest das
Existenzminimum der Verletzten
und der Familien derToten siche-
re. „Es reicht nicht, denen 1000
oder 2000 Euro in die Hand zu
drücken.“ Das Fax ist unterzeich-
net von RegierungsdirektorChris-
tian Raap, imMinisteriumzustän-
dig fürHaftungsrecht.
Die Ankündigung desVerteidi-

gungsministeriums kam nicht zu-
fällig sounvermittelt. Zwar hatte
Kanzierin Angela Merke! (CDU)

in der vorigen Woche Unterstüt-
zung zugesagt. Popal erklärte
aber noch am Sonntagabend in
derARD, die Regierunghabe auf
sein Schreibenbisher nicht offizi-
ei! reagiert. Zusätzlichen Druck
dürfte ein ARD-Bericht entfaltet
haben, wonach die Angehörigen
eineKlage vor dem Internationa-
len Gerichtshof in Den Haag er-
wägen. Popal hat sich Unterstüt-
zung von den Anwälten Andreas
Schulz, Experte in Schadener-
satzklagen, und Oliver Wallsch,
Fachmann für internationales
Strafrecht, geholt.
Strittig ist, wie viele zivile Op-

fer es gegebenhat. Im Nato-Unter-
suchungsbericht ist von bis zu 142
Toten die Rede, wobei die Bun-
desregierung stets den Eindruck
erweckte, es handele sich über-
wiegend, wenn nicht sogar aus-
schließlich um Taliban. Popal zu-
folge sind 179 Menschen bei dem
Bombardement am 4. September
umgekommen, darunter seien
bloß fünf Ta!iban gewesen. Der
geborene Afghanemit deutschem
Pass recherchierte zweimal in
Kundus. Beweise dürften sich für
beide Darstellungen schwer fin-
den lassen, weshalb hierwie dort
ein Interesse an einer außerge-
richtlichen Lösung besteht. In der
Vergangenheit waren mehrmals
Angehörige zivilerOpfer entschä-
digt worden — so etwa im Fall ei-
nes Oberfeldwebels, der 2008 an

einem bei Kundus gelegenen
Checkpoint versehentlich eine
Frau und zwei Kindererschoss.
Der frühere afghanische Wie-

deraufbauminister Amin Farhang
lobte die Absichtserklärung aus
Berlin. „Die deutsche Regierung
tut das Richtige“, sagte er. „Eine
angemessene Entschädigungwä-
re eine gute Entscheidung. Sie
wird das Verhältnis zwischen
Deutschland und Afghanistan
wieder verbessern.“ Farhang ver-
wies darauf, dass die betroffenen
Familie oft „sehr arm“ seien und
nun „ihre Brotverdiener verloren“
hätten. „Alle müssen aufpassen,
dass es nicht wieder zu so einem
tragischen Ereignis kommt.“
Derweil hat die Weigerung des

CSU-Vorsitzenden Horst Seeho-
fer, weitere deutsche Soldaten an
den Hindukusch zu entsenden,
Kritik ausgelöst. FDP-Verteidi-
gungsexperte Rainer Stinner er-
klärte: „Ich wehre mich gegenje-
deVorfestlegung.Wir habenganz
bewusst gesagt: Wir warten die
Afghanistan-Konferenz ab.“ Sonst
wäre die Konferenz am28. Januar
in London „ja sinnlos“. Auch Re-
gierungssprecher Ulrich Wilhelm
und CDU-Generalsekretär Her-
mann Gröhe nannten die Ent-
scheidung offen. Seehofer hatte
gesagt, er habe „wenig Sympa-
thie“ für eineAufstockung.
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